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KATASTERVERMERK

Die Planunterlage dieses Bebauungsplanes wurde unter Verwendung amtlicher Unter-
lagen des Liegenschaftskatasters und aufgrund örtlicher Ergänzungsmessungen ange-
fertigt. Sämtliche Darstellungen entsprechen dem gegenwärtigen Zustand und stim-
men mit dem Liegenschaftskataster vom heutigen Tage überein.
Es wird bescheinigt, dass die Planunterlage den Anforderungen des § 1 PlanZV ent-
spricht.

Lippstadt, den 23.03.2017

Fachdienstleiter GeoService und Wertermittlung

_______________________
Christian Kißler

VERFAHRESVERMERKE

1.Aufstellungsbeschluss:

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

3. Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

4. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

5. ÖffentlicheAuslegung

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am 19.03.2015 gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Auf-
stellung des Bebauungsplanes beschlossen. Der Beschluss wurde am 19.06.2015 in
der Tageszeitung „Der Patriot“ öffentlich bekannt gemacht.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB hat vom 29.06.2015 bis
31.07.2015 stattgefunden. Der Beschluss wurde am 19.06.2015 in der Tageszeitung
„Der Patriot“ öffentlich bekannt gemacht.

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB hat vom
19.08.2015 bis 21.09.2015 stattgefunden.

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB hat vom
14.11.2016 bis 23.12.2016 stattgefunden.

Der Stadtentwicklungsausschuss hat am 19.03.2015 die Beteiligung der Öffentlich-
keit gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Die Beteiligung der Öffentlichkeit hat vom
22.11.2016 bis 23.12.2016 stattgefunden. Ort und Dauer der öffentlichen
Auslegung wurden am 12.11.2016 in der Tageszeitung „Der Patriot“ öffentlich be-
kannt gemacht.

Lippstadt, den 23.03.2017

Der Bürgermeister
imAuftrag

_______________________
Heinrich Horstmann
Fachbereichsleitung Stadtentwicklung und Bauen

6. Satzungsbeschluss/Ausfertigung

Der Rat der Stadt Lippstadt hat aufgrund § 7 i.V.m. § 41 GO NRW in der Sitzung am
20.03.2017 den Bebauungsplan Nr. 312 “Am Bruchbaum“ bestehend aus
Planzeichnung und textlichen Festsetzungen gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung
beschlossen und der Begründung zugestimmt.

Der Bebauungsplan bestehend aus dem Titelblatt mit Textlichen Festsetzungen (Blatt 1)
und dem Kartenblatt mit Planzeichnung (Blatt 2) wird hiermit ausgefertigt.

Lippstadt, den 23.03.2017

_______________________ _______________________
Christof Sommer
Bürgermeister Schriftführer

7. Bekanntmachung/Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 312 „Am Bruchbaum“ wurde gem. § 10 Abs. 3 BauGB am
05.08.2017 unter Hinweis auf den Ort der Einsichtnahme in der Tageszeitung „Der
Patriot“ ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan in Kraft.

Lippstadt, den 05.08.2017

_______________________
Christof Sommer
Bürgermeister

RECHTSGRUNDLAGEN:

Baugesetzbuch (BauGB)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

Planzeichenverordnung (PlanZV)

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen- Landesbauordnung (BauO
NRW)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober
2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist. Neugefasst durch Bek. v. 23.9.2004 I
2414; Zuletzt geändert durchArt. 6 G v. 20.10.2015 I 1722

Verordnung über die bauliche Nutzung der
Grundstücke in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S.
132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) ge-
ändert worden ist. Neugefasst durch Bek. v. 23.1.1990 I 132; Zuletzt geändert durch
Art. 2 G v. 11.6.2013 I 1548

Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts vom 18. Dezember 1990 (BGBl.
1991 I S. 58), geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden v. 22. 7. 2011 (BGBl. I S. 1509)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV NRW S. 256).
Letzte Änderung vom 11.April 2015 (GV. NRW. S. 294).

in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994, zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in Kraft getreten am 4. Juli 2015

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995, neu gefasst durch Artikel 1
des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), in Kraft getreten am 16. Juli 2016.

L.S.

L.S.

L.S.

GEOMETRISCHE FESTLEGUNG

Es wird bescheinigt, dass die Festlegung der Städtebaulichen Planung geometrisch
eindeutig ist.

Lippstadt, den 23.03.2017

Der Bürgermeister
imAuftrag

_______________________
Heinrich Horstmann
Fachbereichsleitung Stadtentwicklung und Bauen

Der Bebauungsplan besteht aus dem Titelblatt (Blatt 1) und dem Kartenblatt (Blatt 2).
Die Zusammengehörigkeit ist auf den einzelnen Blättern beurkundet.

Lippstadt, den

Der
ImAuftrag

L.S.

________________________
Heinrich Horstmann
Fachbereichsleitung Stadtentwicklung und Bauen

Bürgermeister

23.03.2017

2. :
Im gekennzeichneten Bereich ist die Altlastenverdachtsflächen Nr. 06-4316 - ”Ehemali-
ger Autowracklagerplatz registriert.

Falls im Bereich der

Bei Bodeneingriffen können Böden mit stark umweltgefährdenden Stoffen zu Tage
treten. Sollte der Verdacht auf eine Bodenkontamination - u. a. zu erkennen am Geruch
oder Verfärbung der natürlichen Bodenbeschaffenheit - bestehen, ist unverzüglich der
Kreis Soest in Kenntnis zu setzen.

3. Kampfmittelverdachtsflächen:
Am nordöstlichen Plangebietsrand (außerhalb der überbaubaren Flächen) ist im

5. Hochwasser:

Altlastenverdachtsflächen

”

Altlastenverdachtsflächen Nutzungsänderungen oder Eingriffe in
den Boden vorgenommen werden, sind vorher entsprechende Untersuchungen
hinsichtlich möglicher Bodenbelastung durchzuführen und die Ergebnisse gutachterlich
zu bewerten.

Kampfmittelverdachtsplan der Bezirksregierung Arnsberg eine Fläche mit Artilleriebe-
schuss ausgewiesen. Finden dort Bau- oder sonstige Maßnahmen mit Bodeneingriffen
statt, ist durch die Ordnungsbehörde der Stadt Lippstadt eine Luftbildauswertung bei der
Bezirksregierung Arnsberg zu beantragen, um das Vorhandensein von Kampfmitteln
auszuschließen.

4. Zugrundeliegende Vorschriften:
Die in dem Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse,
Gutachten, DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sowie die
Liste der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ) des statistischen Bundesamtes
(Ausgabe 2008) werden zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden bei der
Stadtverwaltung Lippstadt, Fachdienst Stadtplanung und Umweltschutz, Stadthaus,
Ostwall 1, 59555 Lippstadt bereitgehalten.

Ausschnitt aus der Hochwassergefahrenkarte der Lippe für das Hochwasserszenario
„Extremhochwasser“ Quelle: BezirksregierungArnsberg, Stand 06/2013

6. Fassadengestaltung und Außenbeleuchtung
Zur Minimierung der Anlock- und Fallenwirkung der von den Vorhaben ausgehenden
Lichtemissionen werden folgende Empfehlungen für die Gestaltung von Fassaden und
für dieArt undAusstattung derAußenbeleuchtung gemacht.

Favorisierung von gedeckten und matten Farben bei der Fassadengestaltung, kein
unnötigesAnstrahlen von senkrechten Flächen, keine spiegelnden Glasflächen
Bedarfsgerechte Beleuchtung. Das Licht sollte nur dahin abstrahlen, wo es gebraucht
wird und nicht zusätzlich den Nachthimmel beleuchten und Insekten anziehen.
Anstatt weniger leuchtdichtestarker Strahler mit großer Leuchtpunkthöhe (hohe Mas-
ten), die Aufstellung mehrerer Strahler mit geringeren Leuchtdichten und niedrigerer
Leuchtpunkthöhe
Möglichst Einsatz von langwelligen Natriumdampflampen (Natrium-Nieder-
drucklampen) oder LED-Lampen, die eine geringere Wirkung auf Insekten haben. Wo
dies nicht möglich ist, Einsatz von Lampen mit Blau- und UV-Filtern

• generell Einsatz von geschlossenen Leuchten mit Lichtabschirmung nach oben und
zur Seite. Bei offenen Lampen besteht die Gefahr des Hitzetods bei direktemAnflug.

•

•

•

•

A. ERKLÄRUNG DER PLANZEICHEN
UND TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

SO = Sondergebiet Sport- und Freizeitbezogene
Einrichtungen

Sondergebiet SO1

Sondergebiet SO6

gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO

Die Sondergebiete (SO1-SO6) dienen der Unterbringung von sport- und freizeitbezogenen
Einrichtungen einschließlich der zugehörigen Nebenanlagen. Im Einzelnen sind folgende
Nutzungen zulässig:

zulässig als
untergeordnete Teilnutzung in Gebäuden mit den nach den Festsetzungen des SO5
zulässigen Nutzungen.

Zulässig sind:
a. Stellplätze für zulässige Nutzungen des SO1- SO3

Ausnahmsweise zulässig sind:
a. Stellplätze für kurzzeitige Veranstaltungen, wie Kirmes, Messe oder vergleichbare

Veranstaltungen

Zulässig sind:
a. Sport- und Freizeithallen
b. Gebäude, Räume und Freiflächen für Fitnesseinrichtungen
c.

d. Büro- und Besprechungsräume, die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen
e. als Maßnahme des erweiterten Bestandsschutzes die alsbaldige Neuerrichtung der

zerstörten Gebäude im Falle von Brand, nach einem Naturereignis oder aufgrund eines
anderen außergewöhnlichen Ereignisses in gleichartiger Weise an gleicher Stelle:

Wohnbebauung mit Garagen- und Lagergebäude, Wiedenbrücker Straße 83a,
Flurstück Nr. 669 gem. Planungsstand vom 01.09.2016
Diskothek, Wiedenbrücker Str. 81-83, Flurstück Nr. 126 gemäß Baugenehmigung
Nr. 327/13 vom 24.07.2013

Erweiterungen und Nutzungsänderungen sind nur gemäß den Festsetzungen des S0 1
zulässig.

Ausnahmsweise zulässig sind:
a. Schank- und Speisewirtschaften, die dem Sport- und Freizeitbetrieb zugeordnet und ihm

in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.
b. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Sport- und Freizeitbetrieb zugeordnet und ihm in Grundfläche
und Baumasse untergeordnet sind. Die Wohnnutzung ist nur zulässig als
untergeordnete Teilnutzung in Gebäuden mit den nach den Festsetzungen des SO1
zulässigen Nutzungen.

Umkleide-, Sanitär-, Geräte-, Lager- und Sanitätsräume und -gebäude, Massageräume,
die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen

Zulässig sind:
a. Tribünen
b. Umkleide-, Sanitär-, Geräte-, Lager- und Sanitätsräume und -gebäude, Massageräume,

die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen
c. Büro- und Besprechungsräume, die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen

Ausnahmsweise zulässig sind:
a. Schank- und Speisewirtschaften, die dem Sport- und Freizeitbetrieb zugeordnet und ihm

in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

Zulässig sind:
a. Fußballspielfelder

Zulässig sind:
a. Tennisspielfelder

Zulässig sind:
a. Sport- und Freizeithallen
b. Gebäude, Räume und Freiflächen für Fitnesseinrichtungen
c. Umkleide-, Sanitär-, Geräte-, Lager- und Sanitätsräume und -gebäude, Massageräume,

die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen
d. Büro- und Besprechungsräume, die den Sport- und Freizeiteinrichtungen dienen
e. Tribünen

Ausnahmsweise zulässig sind:
a. Schank- und Speisewirtschaften, die dem Sport- und Freizeitbetrieb zugeordnet und ihm

in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.
b. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Sport- und Freizeitbetrieb zugeordnet und ihm in Grundfläche
und Baumasse untergeordnet sind. Die Wohnnutzung ist nur

·

·

Sondergebiet SO2

Sondergebiet SO3

Sondergebiet SO4

Sondergebiet SO5

gem. § 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4,5,6,9 BauNVO
MI Mischgebiet=

Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die
das Wohnen nicht wesentlich stören.

Zulässig sind:
a. Wohngebäude
b. Geschäfts- und Bürogebäude
c. Einzelhandelsbetriebe mit Ausnahme den unter nachfolgend als unzulässig genannten

Einzelhandelsbetrieben
d. Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes
e. sonstige Gewerbebetriebe mit Ausnahme den unter nachfolgend als unzulässig

genannten Betrieben
f. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke.
g. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in Teilen des Gebietes, die

überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.

Ausnahmsweise zulässig sind:
a. Vergnügungsstätten im Sinne des §4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb von Teilen des

Mischgebietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.

Unzulässig sind:
a. Tankstellen
b. Gartenbaubetriebe
c. Betriebe oder sonstige Stätten, deren ausschließlicher oder teilweiser Geschäftszweck

der Verkauf vonArtikeln oder von Handlungen mit sexuellem Charakter ist
d. Vorführ- oder Gesellschaftsräume oder sonstige Stätten und Betriebe, deren aus-

schließlicher oder teilweiser Geschäftszweck die Darstellung von Handlungen mit sexu-
ellem Charakter ist

e. Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Ver-
kauf an Endverbraucher mit den folgenden Hauptsortimenten gegliedert nach der Klas-
sifikation der Wirtschaftszweige (WZ) des statistischen Bundesamtes (Ausgabe 2008) :

Die zuvor aufgeführten Sortimente sind als Randsortimente zulässiger Einzelhandelsbetriebe
und sonstiger Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an Endverbraucher auf
bis zu 10% der Gesamtverkaufsfläche der jeweiligen Betriebe zulässig.

WZ 47.2: Nahrungs- und Genussmittel, Getränke, Tabakwaren

WZ 47.73: Pharmazeutische Artikel

WZ 47.75: Drogeriewaren, kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel

aus WZ 47.78.9: Wasch-, Putz-, Reinigungsmittel

WZ 47.41: Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte und Software

WZ 47.42: Telekommunikationsgeräte

WZ 47.43: Geräte der Unterhaltungselektronik

aus WZ 47.51: Haushaltstextilien (Haus-, Tisch- und Bett-wäsche), Kurzwaren, Schnei-
dereibedarf, Handarbeiten sowie Meterware für Bekleidung und Wäsche

aus WZ 47.54: elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte)

WZ 47.59.2: keramische Erzeugnisse und Glaswaren

aus WZ 47.59.9: Haushaltsgegenstände (u. a. Koch-, Brat- und Tafelgeschirre, Schneid-
waren, Bestecke, nicht elektrische Haushaltsgeräte)

WZ 47.61.0: Bücher

WZ 47.62.1: Fachzeitschriften, Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen

WZ 47.62.2: Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel

WZ 47.63: Ton- und Bildträger

aus WZ 47.64.2: Sportartikel (inkl. Sportbekleidung, -schuhe, -geräte)

WZ 47.65: Spielwaren und Bastelartikel

WZ 47.71: Bekleidung

WZ 47.72: Schuhe, Lederwaren und Reisegepäck

WZ 47.74: medizinische und orthopädische Artikel

aus WZ 47.76.1: Blumen

WZ 47.77: Uhren und Schmuck

WZ 47.78.1: Optikartikel

WZ 47.78.2: Foto- und optische Erzeugnisse

WZ 47.78.3: Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmar-
ken, Münzen und Geschenkartikel

F3F2

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB  i.V.m. § 22 und §23
BauNVO

Bauweise
Die Bauweise wird gemäß Planeinschrieb als offene oder abweichende Bauweise
festgesetzt.

offene Bauweise
In der offenen Bauweise sind die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.

abweichende Bauweise
In der abweichenden Bauweise sind die Gebäude in der offenen Bauweise zulässig. Die
Gebäudelänge darf 50 Meter überschreiten.

= Baugrenze

= Überbaubare Grundstücksfläche
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen
gem. § 23Abs. 3 BauNVO bestimmt.

=

=

o

a

8. FLÄCHENFÜRVORKEHRUNGENZUMSCHUTZVOR
SCHÄDLICHENUMWELTEINWIRKUNGENIMSINNE
DESBUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

= Lärmschutzwand
An der im Plan gekennzeichneten Grundstücksgrenze ist eine fugenfrei ausgeführte Lärm-
schutzmauer mit einem Einfügungsdämpfungsmaß von D 25 dB mit einer Höhe von
2 Metern und einer Länge von 18 Metern zu errichten. Die Anforderungen an die Lärm-
schutzwand werden materialunabhängig bei einem Flächengewicht von m’ 15 kg/ qm er-
reicht. Bei Entfall des vorhandenen Bestandsgebäudes entlang der südlichen Grund-
stücksgrenze des Flurstücks Nr. 669 ist die Lärmschutzmauer um die entfallene Länge der
Grenzbebauung zu verlängern.

Aufenthaltsräume mit Fensteröffnungen nach Süden sind am Wohngebäude Wiedenbrü-
cker Straße Nr. 83a nicht zulässig.

e ≥

≥

LSW

7. GRÜNFLÄCHEN
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

= Öffentliche Grünfläche

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
gemäß § 9Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. § 16 - § 21a BauNVO

OK 10,5m

TH 9,5m

FH 12,0m

=

=

=

=

Traufhöhe (TH) als Höchstmaß

0.8

III

Sondergebiet
Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die
Oberkante der baulichen Anlage (OK) als Höchstmaß. Dabei bleiben technische Aufbau-
ten, Lüftungsrohre und Schornsteine unberücksichtigt.

Die maximale Höhe der baulichen Anlage wird bestimmt durch die maximale Höhendiffe-
renz zwischen der Oberkante der baulichenAnlage und dem Bezugspunkt. Bei Flachdach-
flächen bis 5° stellt die Ortganghöhe den höchsten Punkt der baulichen Anlage
dar.

Die maximale Traufhöhe in Metern ist die maximale Höhendifferenz zwischen dem Schnitt-
punkt der Außenhaut der Dachfläche mit der aufgehenden Fassadenfläche und dem
Bezugspunkt.

Die maximale Firsthöhe in Metern ist die maximale Höhendifferenz zwischen dem höch-
sten Punkt derAußenhaut der Dachfläche und dem Bezugspunkt.

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Der Bezugspunkt ist 75,80m NHN.

Der Bezugspunkt ist 75,65m NHN.

Der Bezugspunkt ist 76,30m NHN.

Der Bezugspunkt ist 75,90m NHN.

Mischgebiet
Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die Grundflächenzahl (GRZ), die
Zahl der Vollgeschosse und die Höhe der baulichen Anlage, bestimmt durch die Firsthöhe
(FH) und die Traufhöhe (TH), als Höchstmaß. Dabei bleiben technische Aufbauten, Lüf-
tungsrohre und Schornsteine unberücksichtigt.

maximale

Bei Flachdachflächen bis 5° stellt die maximale Ortganghöhe die maximale
Traufhöhe dar.

Oberkante der baulichenAnlage (OK) als Höchstmaß

Firsthöhe (FH) als Höchstmaß

Bezugspunkte zur Höhenfestsetzung und Zuordnung der Grundstücke

Bereich Sondergebiet SO1- SO5:

Bereich Mischgebiet zwischen Planstraße A und Wiedenbrücker Straße (Ausnahme
Flurstück 798):

Bereich Mischgebiet zwischen Planstraße A und Goethestraße (Ausnahme Flurstück 801)
sowie Flurstück 798:

Flurstück 801:

4. VERKEHRSFLÄCHEN
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

= Straßenbegrenzungslinie

= Öffentliche Straßenverkehrsfläche

= Straßenbegrenzungslinie

Zweckbestimmung

= Verkehrsgrün

öffentliche Straßenverkehrsfläche

ÖffentlichesVG

= Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

= Einfahrtbereich (darf an der Wiedenbrücker Straße um bis zu 5m variieren)

5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB u. § 12 BauNVO

= Flächen für StellplätzeSt

Im Sondergebiet SO1 bis SO5 sind Stellplätze mit ihren Zufahrten im gesamten Plangebiet
zulässig. Gleiches gilt für Fahrradstellplätze.
Im Sondergebiet SO6 sind Stellplätze mit ihren Zufahrten nur innerhalb der umgrenzten
Fläche für Stellplätze zulässig.

= Flächen für die Abwasserbeseitigung
Niederschlagswasser

6. FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

Zweckbestimmung:

Zweckbestimmung:
= Flächen für die Abwasserbeseitigung

Regenrückhaltebecken
RRB

9. FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN UND ERHALTEN VON
BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND SONSTIGEN
BEPFLANZUNGEN. UMGRENZUNG VON FLÄCHEN
FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND
LANDSCHAFT
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern=

Auf den mit F1 gekennzeichneten Flächen ist je angefangene 10m Straßenfront ein
hochstämmiger Baum gem. Pflanzliste 1, dreimal verpflanzt, Stammumfang 14-16cm
anzupflanzen. Der Standort der Bäume kann innerhalb der Fläche zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern um bis zu 5 m variieren.

Stieleiche (Quercus robur)
Esche (Fraxinus excelsior)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Hainbuche (Carpinus betulus)

Randeingrünung Straßenfront Wiedenbrücker Straße u. Von-Are-Straße (F1)

Pflanzliste 1 Bäume

Winterlinde (Tilia cordata)

Auf der mit F2 gekennzeichneten Fläche ist eine zweireihige Hecke aus Gehölzen gem.
Pflanzliste 2 und einem zur landwirtschaftlichen Fläche vorgelagerten Wildkräutersaum
aus Naturraumsaatgut von 1,50m Breite anzupflanzen.
Die Bepflanzung setzt sich zu 70 % aus Sträuchern ohne Ballen, Höhe 60-100 cm und zu
30 % aus Heistern ohne Ballen, Höhe125-150 cm zusammen. Die Gehölze sind imAbstand
von 1,50m in der Reihe bei einem Reihenabstand von 1,50m anzupflanzen.

Feldahorn (Acer campestre)
Hasel (Corylus avellana)
Hartriegel (Cornus mas)
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Weißdorn (Crataegus laevigata)
Schwarzer Hollunder (Sambucus nigra)
Hundsrose (Rosa canina)
Ohrweide (Salix aurita)

Die Fläche F3 ist wie F2 zu bepflanzen, jedoch ohne Wildkräutersaum, stattdessen mit
einer dreireihigen Hecke.

Eingrünung Stellplatzfläche im Sondergebiet SO6 (F2 und F3)

Pflanzliste 2 Gehölze

F1

C. SONSTIGE DARSTELLUNGEN

= Flurgrenze

= vorhandene Flurstücksgrenze

= vorgeschlagene Flurstücksgrenze

= vorhandene Gebäude

= Wasserlauf

= Böschung

= vorhandene Bäume

10. KENNZEICHNUNGEN
gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

= Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind.
(Altlastenverdachtsfläche Nr. 06-4316)

D. GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN
gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86
BauO NW

1. Stellplätze/Zufahrten, Feuerwehrumfahrten
Stellplätze, Zufahrten und Feuerwehrumfahrten sind in wasserdurchlässigen Materia-
lien auszuführen (z.B. wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasengittersteine,
Pflaster mit breitem Fugenabstand).

B. ZUORDNUNG VON FLÄCHEN UND MASS-
NAHMEN ZUM AUSGLEICH VON EINGRIFF
IN NATUR UND LANDSCHAFT
gemäß § 9 Abs. 1a BauGB

= Zuordnung der Eingriffsflächen
Den gekennzeichneten Fläche im Bereich 2 des Bebauungsplans, bestehend aus dem
Sondergebiet SO 6, der Fläche des Mischgebietes (mit Ausnahme der Fläche F7), der
Fläche des Regenrückhaltebeckens, den Verkehrsflächen incl. der Verkehrsgrünflächen
werden als Ausgleich die Flächen und Maßnahmen auf den von der Stadt Lippstadt
bereitgestellten Flächen zugeordnet:

Lage: Gemarkung Lippstadt, Flur 59, Flurstück 73, Flächengröße 7,4 ha davon 21674m²
Ausgleichsfläche
Eigentümer: Stadt Lippstadt
Maßnahme: Umstellung von intensiver Grünlandnutzung in extensive Grünlandnutzung,
Anlage einer Flutmulde, Verbreiterung der Lippe

12. SONSTIGE PLANZEICHEN

= Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 7
BauGB

= Abgrenzung unterschiedlicherArt der baulichen Nutzung

= Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadtentwässerung Lippstadtgr + fr + lr

E. HINWEISE
1. Bodendenkmäler:

Im nördlichen Planbereich befand sich der Hof Bruchbaum, wie aus der Preussischen
Urkarte hervorgeht. Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich noch Reste dieses Hofes
und/oder Reste älterer Vorgängerbauten im Boden erhalten haben, die bei
Bodeneingriffen aufgedeckt werden könnten. Zudem betrifft die Planung den in ur- oder
frühgeschichtlicher Zeit intensiv besiedelten Hellweg- Lipperaum. In diesem Raum sind
bereits zahlreiche archäologische Fundstellen bekannt. So ist bei Bodeneingriffen mit
der Aufdeckung von bisher unbekannten Siedlungsspuren zu rechnen. Nach dem Urteil
des OVG NRW vom 20.09.2011, Az. 10 A 2611/09, UA, S. 17 müssen Bodendenkmäler
auch bei Entdeckung nach Plangenehmigung aufgrund der bestehenden
Sicherungsverpflichtungen nach dem DSchG NW in die Denkmalliste eingetragen und
entsprechend berücksichtigt werden. Zur Vermeidung von Bauzeitverzögerungen und
zur Herstellung von Planungssicherheit wird eine qualifizierte Prospektion mittels
Baggerschnitten auf Kosten des Vorhabenträgers (Verursacherprinzip) empfohlen.

Für das gesamte Plangebiet gilt:
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit)
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als untere
Denkmalbehörde und/oder dem Westf. Museum für Archäologie/Amt für
Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761-93750 FAX: 02761-2466)
unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in
unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls
diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen,
auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu
nehmen (§ 16Abs. 4 DSchG NW).

11. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
gemäß § 9 Abs. 6 BauGB

= Gewässerrandstreifen gem. § 31 Abs. 4 LWG

Auf der mit F 4 gekennzeichneten Fläche ist eine einreihige Hecke bestehend aus Gehöl-
zen gem. Pflanzliste 3, zweimal verpflanzt, mit Ballen, Höhe 175-200 cm in einemAbstand
von 1,50m anzupflanzen.

Hainbuche (Carpinus betulus)
Rotbuche (Fagus sylvatica)
Liguster (Ligustrum vulgare)

Auf der mit F5 gekennzeichneten Fläche ist eine dreireihige Hecke aus Gehölzen gem.
Pflanzliste 2 anzupflanzen. Die verbleibende Fläche bis zum Graben ist mit einem Wild-
kräutersaum aus Naturraumsaatgut anzulegen.
Die Bepflanzung setzt sich zu 70 % aus Sträuchern ohne Ballen, Höhe 60-100 cm und zu
30 % aus Heistern ohne Ballen, Höhe 125-150 cm zusammen. Die Gehölze sind im
Abstand von 1,50m in der Reihe bei einem Reihenabstand von 1,50m anzupflanzen.

=

- Innerhalb der mit E1 – E3 gekennzeichneten Fläche ist der vorhandene Baumbestand zu
erhalten und bei Abgang gleichartig in einer Qualität von mindestens Stammumfang 14-
16 cm zu ersetzen.

Innerhalb der mit E4 gekennzeichneten Fläche ist der vorhandene Strauchbestand zu
erhalten und beiAbgang gemäß der Pflanzfestsetzung F4 zu ersetzen.

=

Auf der mit F 6 gekennzeichneten Fläche ist ein sechsreihige Bepflanzung und auf der
Fläche F 7 eine vierreihige Bepflanzung aus höhen- und altersstrukturierten Gehölzen
gem. Pflanzliste 2 und einem 2,50m breiten zur Goethestraße vorgelagerten Wildkräuter-
saum aus Naturraumsaatgut anzupflanzen.
Die Bepflanzung setzt sich zu 70 % aus zweimal verpflanzten Sträuchern ohne Ballen,
Höhe 60-100 cm und zu 30 % aus Bäumen II. Ordnung zweimal verpflanzten 200-250 cm
hohen Heistern zusammen. Die Gehölze sind imAbstand von 1,50m in der Reihe bei einem
Reihenabstand von 1,50m in Gruppen zu je 2-5 Stück einerArt anzupflanzen.

Innerhalb der Pflanzflächen sind auf der Fläche F6 zusätzlich 8 hochstämmige Bäume und
auf der Fläche F7 zusätzlich 4 hochstämmige Bäume mit einem Stammumfang 14-16cm,
dreimal verpflanzt, zu pflanzen (gem. Pflanzliste 4)

Stieleiche (Quercus robur)
Traubenkirsche (Prunus avium)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Hainbuche (Carpinus betulus)

Der Standort der Gehölze kann innerhalb der Pflanzfläche kann variieren.

Eingrünung Sondergebiet SO1- SO3 (F4 und F5)

Flächen entlang der Goethestraße (F6 und F7)

Pflanzliste 3 Gehölze

Pflanzliste 4

Fläche zum Erhalten von Bäumen und Sträuchern

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

E1 E4

F4

F6

F5

F7

gez. Kißler

gez. Horstmann

gez. Rubartgez. Sommer

gez. Sommer

gez. Horstmann

gez. Sommer

gez. Horstmann


